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Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie

Herrn Abgeordneten Marcel Luthe (FDP)

über

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 18/21 984
vom 02. Januar 2020
über Straftaten an Schulen: Hermann-Schulz-Grundschule II
___________________________________________________________________
Vorbemerkung des Abgeordneten:
Auf meine Anfrage 18/21509 hat der Senat nur sehr unvollständig geantwortet und bei seiner Antwort
die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung ignoriert. Da Anfragen sich stets an den Senat als Kolle-
gialorgan richten, obliegt es diesem, ggf. aus unterschiedlichen, zuständigen Verwaltungsteilen Ant-
worten zu beschaffen, so dass die Beantwortung der Fragen 1) und 2) selbstverständlich möglich ist.
Wenn die Bildungsverwaltung seit drei Jahren Meldungen über Gewaltvorfälle an Schulen nicht mehr
zentral auswertet, ist das bedauerlich, entbindet den Senat aber nicht von der Beantwortung der Fra-
ge zu 3), dann eben durch Beschaffung der dezentral vorliegenden Informationen. Die Fragen zu 5),
6) und 7) nach konkreten Abläufen sind nicht beantwortet worden, was sich bereits daraus ergibt, dass
auch auf der pauschal angeführten Internetseite keine Beantwortung der Einzelfragen erfolgt. In Erfül-
lung einer etwaigen Konfrontationsobliegenheit frage ich daher erneut:

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

1. Wie viele und welche Straftaten sind unter der Anschrift Kienhorststraße 67 – 79, 13403 Berlin, in
den Jahren 2014 bis 2018 und in den einzelnen Monaten des Jahres 2019 polizeilich erfasst wor-
den?

Zu 1.:
Einer zur Veröffentlichung bestimmten Beantwortung der Frage steht nach der
gemäß Art. 45 Abs. 1 der Verfassung von Berlin gebotenen Abwägung das
Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung der unter dieser Anschrift
wohnhaften Personen entgegen. Das betrifft ebenso den Schutz der beschulten Per-
sonen.

Die erbetenen Auskünfte werden deshalb als Verschlusssache - nur für den Dienst-
gebrauch – übermittelt.



2. In wie vielen Fällen handelt es sich jeweils um Opferdelikte? Welches Alter hatten die jeweils zu
den Delikten erfassten Opfer zum Tatzeitpunkt

Zu 2.:
s. Antwort zu Frage 1).

3. Wie viele Meldungen über Gewaltvorfälle sind durch die Schule im Zeitraum analog zu 1) erfolgt?
Welches Alter hatten die jeweiligen Beteiligten zu jedem einzelnen Vorfall? An welche Stelle ge-
nau erfolgen diese Meldungen? Was ist daraufhin veranlasst worden?

Zu 3.:
Wie bereits in der Anfrage 18/21509 ausgeführt, lassen die Anzahl der Meldungen
der Schulen keine belastbare Aussage über die tatsächliche Gewaltbelastung der
einzelnen Schule zu. Daher wird auf eine zentrale Auswertung der Meldungen ver-
zichtet.
Um öffentliche Fehlinterpretationen der Zahlen sowie ein Gewalt-Ranking von Schu-
len zu vermeiden, werden die vorhandenen Meldungen  für die o.g. Schule dem An-
tragsteller als Verschlusssache - nur für den Dienstgebrauch – übermittelt.

4. Wie ist ein zu meldender Gewaltvorfall aktuell definiert? Ist diese Definition seit dem 01.01.2014
geändert worden? Falls ja, wie

Zu 4.:
Der Umgang mit Gewaltvorfällen und Notfällen in Berliner Schulen wird durch das
Informationsschreiben „Gewalt und Notfälle“ vom 01.02.2011 geregelt, einschließlich
Meldeverfahren und Meldewege. Das Informationsschreiben, siehe Anlage, ist Teil
der Notfallpläne für Berliner Schulen. Die Notfallpläne beinhalten weiterhin Hand-
lungsempfehlungen und notwendige Informationswege für 25 verschiedene Gewalt
und Notfallszenarien in Schulen, siehe auch Antwort zu Frage 4 in S 18/21501.

5. An wen erfolgt eine solche Meldung der Lehrkräfte konkret? Ist hier die Schrift- oder Textform
vorgeschrieben? Handelt es sich bei derartigen Meldungen über Gewaltvorfälle um „bedeutsame
Vorgänge“ im Sinne des § 36 Abs.1 GGO I? Wenn nein, weshalb nicht?

Zu 5.:
s. Antwort zu Frage 4)

6. An wen wird/werden diese Meldungen nach 6) nach welcher Regelung (bitte in Wortlaut und Da-
tum) weitergeleitet? Was geschieht sodann damit?

Zu 6.:
s. Antwort zu Frage 4)

7. An wen wird/werden diese Meldungen nach 6) nach welcher Regelung (bitte in Wortlaut und Da-
tum) weitergeleitet? Was geschieht sodann damit?



Zu 7.:
s. Antwort zu Frage 4)

Anlage:

- Informationsschreiben „Gewalt und Notfälle“

Berlin, den 23. Januar 2020
In Vertretung

Beate Stoffers
Senatsverwaltung für Bildung,
Jugend und Familie












